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Abs. 1 Nr. 2 HGB durch die gesetzlichen Vertreter, den Ab-

schlusspr�fer und den Aufsichtsrat darstellen. Allerdings

braucht beim Eintreten insolvenzausl�sender Ereignisse
eine negative Fortbestehensprognose nicht zwingend zu
einer Ablehnung des Going-Concern-Postulats mit der Folge
einer Abkehr von den handelsrechtlichen Rechnungsle-
gungsvorschriften zu f�hren. Dies ist etwa der Fall, wenn Sa-
nierungsalternativen vorliegen, aus denen in der Zukunft
eine Fortf�hrung der Unternehmenst�tigkeit abgeleitet wer-
den kann.

Unmittelbare Informationen �ber das Vorliegen und die
Bewertung insolvenzausl�sender Ereignisses bei b�rsenno-
tierten Unternehmen erhalten externe Adressaten der Rech-
nungslegung �ber den Lagebericht der gesetzlichen Ver-
treter, den (ge�ffneten) Pr�fungsbericht und den Best�ti-
gungsvermerk des Abschlusspr�fers sowie den Bericht des
Aufsichtsrats an die Hauptversammlung. Neben diesen Me-
dien, die sich auf die Rechnungslegung und ihre Pr�fung be-
ziehen, finden sich weitere Informationen zu Einfl�ssen in-
solvenzausl�sender Ereignisse auf den Fortbestand der Ge-
sellschaft im Bericht zur Unternehmensf�hrung nach § 289f
bzw. § 315d HGB.55

Vor dem Hintergrund der Pr�fung der Fortf�hrungsprognose
durch den Abschlusspr�fer ist zu ber�cksichtigen, dass der
j�ngst infolge europ�ischer Harmonisierungsbestrebungen
zur Abschlusspr�fung eingef�gte § 317 Abs. 4a HGB ledig-
lich klarstellende Bedeutung hat und zum Ausdruck bringt,
dass die Abschlusspr�fung nicht ausschließlich darauf aus-
gerichtet ist, in einem eigenst�ndigen Pr�fungsurteil im Pr�-
fungsbericht und im Best�tigungsvermerk den Fortbestand
des gepr�ften Unternehmens zu best�tigen. Die Regelung
zielt darauf ab, „[…] den Verantwortungsbereich des Ab-
schlusspr�fers von demjenigen der Gesch�ftsf�hrung des
gepr�ften Unternehmens abzugrenzen“.56 Im Ergebnis wer-

den die vorstehend dargestellten Grunds�tze zur Pr�fung der
Fortf�hrungsannahme im Rahmen der Abschlusspr�fung
nicht ber�hrt.

Da die gesetzlichen Vorschriften nur rudiment�re Regelun-
gen zur Behandlung insolvenzausl�sender Ereignisse in
Rechnungslegung und Pr�fung enthalten, muss auf die in
j�ngerer Zeit novellierten Verlautbarungen des IDW zur�ck-
gegriffen werden, die zwischenzeitlich den Charakter nicht-
kodifizierter Grunds�tze ordnungsm�ßiger Rechnungsle-
gung und Pr�fung in der Unternehmenskrise tragen. Aller-
dings bestehen immer noch Zweifelfragen, wie etwa am
Beispiel der Behandlung insolvenzausl�sender Ereignisse
verdeutlicht wurde, die zwischen den Zeitpunkten des Bi-
lanzstichtags und der Bilanzaufstellung auftreten. Der Ge-
setzgeber sollte deshalb zum Zwecke der Rechtssicherheit
und des Gl�ubigerschutzes eindeutige Regelungen in Ge-
stalt konkreter Vorschriften schaffen, die sich auf die Be-
handlung von Unternehmenskrisen in Rechnungslegung
und Pr�fung beziehen.

Univ.-Professor Dr. Dr. habil. Carl-Christian

Freidank, StB Universit�t Hamburg, Fakult�t f�r
Betriebswirtschaft, Institut f�r Wirtschaftspr�-
fung und Steuerwesen.

Betriebliche Altersversorgung

Dipl.-Mathematiker Dr. rer. nat. Joachim Lutz, Bergisch Gladbach

Unmittelbare betriebliche Pensionszusagen –
Chancen und Risiken

Pensionszusagen werden heute h�ufig als Problemf�lle

gesehen, da sie die Bilanz belasten, Deckungsl�cken auf-

weisen und den Verkauf des Unternehmens erschweren

oder sogar verhindern. F�r Bestandszusagen sind diese

Probleme h�ufig akut, hier gibt es aber L�sungsans�tze,

die mit entsprechender Expertise umgesetzt werden k�n-

nen. F�r Neuzusagen sollten von vornherein einfachere,

transparentere und flexiblere L�sungen ohne Bilanzbe-

r�hrung gew�hlt werden.

I. Sanierung der Bestandszusagen

Unmittelbare Pensionszusagen wurden in der Vergangen-
heit fast ausschließlich als sog. Leistungszusagen einge-

55 Vgl. hierzu im Einzelnen Freidank, Erfolgreiche F�hrung und �berwa-
chung von Unternehmen, 2019, S. 646–664.

56 Schmidt/Almeling, in: Grottel/Schmidt/Schubert/Winkeljohann, Beck’-
scher Bilanzkommentar, Handel- und Steuerbilanz, 11. Aufl. M�nchen
2018, Rn. 8 zu § 317 HGB.
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richtet. �blicherweise wurden Renten ab Erreichen der Al-
tersgrenze und ggf. zus�tzlich im Fall der Invalidit�t und/
oder des Todes zugesagt. Die Rentenh�he wurde als fester
Euro-Betrag, ggf. als dienstzeitabh�ngiger Steigerungsbe-
trag vereinbart. In vielen F�llen der Gesch�ftsf�hrerversor-
gung sind die Rentenbetr�ge auch gehaltsabh�ngig gestal-
tet (abh�ngig vom letzten Einkommen oder dem Durch-
schnitt der Einkommen in den letzten zwei bis f�nf Jahren
vor Eintritt des Versorgungsfalls). Zur (Innen-)Finanzie-
rung haben die Unternehmen in der Vergangenheit oft
R�ckdeckungsversicherungen abgeschlossen, meistens in
Zeiten, als die Verzinsung der Versicherer noch bei 5 bis
8% p.a. lag.

H�ufig war der Steuervorteil in der Vergangenheit Haupt-
motivation f�r gesch�ftsf�hrende Gesellschafter von Kapi-
talgesellschaften (GGF) zur Einrichtung einer betrieblichen
Pensionszusage. Die Pensionsr�ckstellungen mindern die
steuerpflichtigen Gewinne der GmbH und haben den positi-
ven Effekt von Steuereinbehalten (Liquidit�tsverbesserung).
Seit 2009/2010 gilt aber in Deutschland das Bilanzrechts-
modernisierungsgesetz (BilMoG), die Pensionsr�ckstellun-
gen in der Handelsbilanz m�ssen danach mit einem kapital-
marktnahen Zins diskontiert werden – im Gegensatz zur
Steuerbilanz, in der der Zins mit 6% seit 1982 festgeschrie-
ben ist.

Aufgrund der aktuellen Zinsschmelze steigen die handelsbi-
lanziellen R�ckstellungen exorbitant an und liegen schon
50–70%, bei gehaltsabh�ngigen Zusagen auch mehr als
100% �ber den steuerwirksamen R�ckstellungen. Diese
Entwicklung setzt sich in den Folgejahren ungebremst fort,
wenn man keine Gegenmaßnahmen ergreift.

II. L�sungsans�tze zum Gegensteuern

Im ersten Schritt m�ssen die Zusagen im Hinblick auf ar-
beits- und insbesondere steuerrechtliche Schwachstellen
und �nderungserfordernisse analysiert werden. Ziel ist, die
steuerrechtliche Anerkennung der Pensionszusagen und der
bilanzierten R�ckstellungen nicht zu gef�hrden.

1. Schwachstellenanalyse der Bestands-
Pensionszusagen

Analysiert werden die Vertragsdokumente Pensionszusage,
Gesellschafterversammlungsbeschluss, R�ckdeckungsver-
tr�ge, Verpf�ndungsvereinbarungen und Entgeltverzichts-
vertr�ge (bei Finanzierung �ber Entgeltumwandlung).

Steuerrechtliche Kriterien f�r GGF-Zusagen k�nnen die
Erdienbarkeit, das Nachzahlungsverbot, Warte- und Probe-
zeit, �berversorgung, Angemessenheit der Pensionszusage,
Schriftform und Klarheit der Pensionszusage und die Bewer-
tungsparameter f�r die Bewertung der Pensionsr�ckstellun-
gen gem. § 6a EStG betreffen.

Arbeitsrechtliche Fragestellungen beziehen sich z.B. aufUn-
verfallbarkeit demGrunde und der H�he nach, vorgezogene/
aufgeschobene Altersrenten, Anpassung laufender Renten,
Kapitalisierungsoptionen etc.

Die zivilrechtliche Anerkennung – und als Folge hiervon –
auch die steuerrechtliche Anerkennung setzen Gesellschaf-
terbeschl�sse zur Einrichtung, Anpassung (Erh�hung, Er-
weiterung) und K�rzung (Beendigung) der Zusage voraus.
Auch die Einr�umung eines Pfandrechts an dem aufgebau-
ten R�ckdeckungsverm�gen zur Innenfinanzierung der Pen-
sionszusage muss von einem (weiteren) Gesellschafterbe-
schluss begleitet sein.

Beispielhaft werden hier einige in der Praxis h�ufig anzu-
treffenden Schwachstellen kurz erl�utert:

– Aufgeschobene Altersrente

Es existiert i.d.R. eine K�rzungsvorschrift f�r die vorgezo-
gene Inanspruchnahme der Altersrente z.B. ab Alter 60 oder
63. Es fehlt aber eine Regelung zur Erh�hung der Zusage
bei Fortbestehen der Gesch�ftsf�hrert�tigkeit �ber die Al-
tersgrenze hinaus (in diesem Fall kann die Altersrente noch
nicht bei Erreichen des Pensionsalters in Anspruch genom-
men werden und als Ausgleich f�r die l�ngere Dienstzeit/
k�rzere Rentenbezugsphase sollte eine Erh�hung der Alters-
rente vereinbart werden).

– Anpassung laufender Renten

Wenn die Zusage keine Regelung zur Anpassung der Renten
in der Rentenbezugszeit vorsieht, kann sp�ter kein Inflati-
onsausgleich gew�hrt werden, bzw. die Anpassungen w�r-
den verdeckte Gewinnaussch�ttungen darstellen. Daher
sollte eine Anpassungsklausel i.S.d. § 16 BetrAVG aufge-
nommen werden (�berpr�fung der Renten in bestimmten
Zeitabst�nden und Gew�hrung eines Inflationsausgleichs in
Abh�ngigkeit von der wirtschaftlichen Lage des Unterneh-
mens). Alternativ kann auch eine feste Rentendynamik zu-
gesagt werden (z.B. 1,5% p.a.), der Vorteil w�re die soforti-
ge steuerwirksame R�ckstellungsf�higkeit einer solchen
Festdynamik.

– Unverfallbarkeit

Die Leistungszusagen sehen h�ufig die K�rzung nach Be-
triebszugeh�rigkeit vor. F�r beherrschende GGF muss die
ratierliche K�rzung aber auf das Zusagedatum abgestellt
werden (BMF-Schreiben vom 9.12.2002). Dies f�hrt i.d.R.
zu niedrigeren unverfallbaren Anwartschaften.

– Kapitalisierungsoption

Altersrenten oder Teile hiervon k�nnen auch versicherungs-
mathematisch wertgleich als Alterskapital gew�hrt werden.
Die Kapitalisierungsoption muss die zu erf�llenden Voraus-
setzungen, m�gliche Zeitpunkte und versicherungsmathe-
matische Grundlagen (biometrische Wahrscheinlichkeiten,
Rechnungszins, steuer- oder handelsbilanzielle Bewertungs-
ans�tze) beschreiben.

Sinnvoll kann auch eine sog. Mehrwertklausel sein, die den
versicherungsmathematischen Barwert auf ein m�gliches
h�heres Niveau des R�ckdeckungsverm�gens aufstockt.

– Widerrufsvorbehalte

Ein Widerrufsvorbehalt hat nach der BGH-Rechtsprechung
einen rein deklaratorischen Charakter. Bei Wegfall bzw. St�-
rung der Gesch�ftsgrundlage k�nnte somit unabh�ngig von
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der Existenz einer Widerrufsklausel in der Pensionszusage
eine K�rzung der Anspr�che erfolgen. Insbesondere im
Falle einer Insolvenz k�nnte also der Insolvenzverwalter die
Zusage selbst dann widerrufen, wenn kein entsprechender
Vorbehalt in der Zusage geregelt ist.

Hier sollte durch eine entsprechende Klausel bei verpf�nde-
tem R�ckdeckungsverm�gen eine h�here H�rde f�r den
m�glichenWiderruf aufgebaut werden.

2. Finanzierungsl�cken

Weitere Ans�tze der Schwachstellenanalyse analysieren die
Deckungsl�cken der zugesagten Leistungsarten Alter, In-
validit�t und/oder Tod. Hier wird das vorhandene und
hochgerechnete R�ckdeckungsverm�gen (Versicherung,
Investmentfonds, Immobilien und andere Verm�gensanla-
gen zur Finanzierung der Zusage) mit den versicherungs-
mathematischen Barwerten zum aktuellen Zeitpunkt und
zum Versorgungszeitpunkt verglichen. Die Barwerte wer-
den nach steuerrechtlichen und handelsbilanziellen Grund-
s�tzen bewertet (ggf. noch erg�nzt um die Versicherungs-
barwerte).

Abschließend erfolgt noch eine Vorausberechnung der Pen-
sionsr�ckstellungen f�r die Handels- und Steuerbilanz �ber
die n�chsten f�nf Jahre. Hierbei werden insbesondere die
Auswirkungen der zu erwartenden weiteren Zinssenkungen
in der Handelsbilanz transparent, d.h. die Schere zwischen
Steuerbilanz und Handelsbilanz wird aufgezeigt.

Eine regelm�ßige Betreuung unmittelbarer Pensionszusagen
ist unabdingbar und eine wertvolle Investition f�r das Unter-
nehmen. In den letzten 20 Jahren hat es mehr als 100 Urteile
der Finanzgerichte und Rundschreiben der Finanzverwal-
tung gegeben, die Auswirkungen auf GGF-Pensionszusagen
und damit auf die steuerliche Anerkennung dieser Zusagen
und insbesondere auf die bilanzierten Pensionsr�ckstellun-
gen haben. Der hier drohende Schaden �bersteigt die Ge-
b�hren f�r die laufende Betreuung der Zusagen (Schwach-
stellenanalyse, versicherungsmathematische Testate) um ein
Vielfaches.

III. Gestaltungsalternativen betrieblicher
Pensionszusagen

Es wird folgende Musterzusage betrachtet:

M�nnlicher Versorgungsberechtigter (GGF), geboren am
1.9.1969, eingetreten in die GmbH (Gr�ndungsdatum)
1.3.2004, Zusagedatum 1.10.2010.

Altersrente e 5000,– monatlich ab Alter 65, Witwenrente
60% der Altersrente.

Die Pensionsr�ckstellungen in der Steuerbilanz (Teilwert-
verfahren gem. § 6a EStG) und Handelsbilanz (PUC-Metho-
de gew�hlt) jeweils in EUR f�r die n�chsten 5 Jahre sind in
dem folgendem Tableau dargestellt. F�r den Rechnungszins
in der Handelsbilanz (BilMoG) wurden folgende Werte
prognostiziert: 2,72% (2019), 2,31% (2020), 1,88% (2021),
1,60% (2022) und 1,35% (2023).

(Richttafeln Dr. Klaus Heubeck 2018 G, Rechnungszins 6%
f�r die Steuerbilanz, Rechnungszins BilMoG s.o., Hinter-
bliebenenrente kollektiv, Finanzierungsendalter 65, Renten-
trend BilMoG 1,5%, keine Fluktuation angenommen).

Die steuerlichen Teilwerte steigen von 2018 bis 2023 um
e 122220,–, dagegen wachsen die handelsbilanziellen Erf�l-
lungsbetr�ge von e 249338,– auf e 754744,–, also um
e 505406,–. W�hrend der BilMoG-Wert sich verdreifacht,
steigt der steuerliche Teilwert nur um 60%. Die GmbHmuss
also in den n�chsten f�nf Jahren aufgrund der Zinsschmelze
ca. e 500000,– Gewinnminderung verkraften, wovon nur
e 122220,– steuerwirksam sind, also steuerlich anerkannt
werden. Die schon in den letzten Jahren dramatische Ent-
wicklung der Pensionsr�ckstellungen wird sich also in den
n�chsten Jahren noch drastisch versch�rfen.

IV. Optionen zur Abflachung der
Zuf�hrungen in der Handelsbilanz

1. K�rzung der Pensionszusage auf den
past-service

Im ersten Schritt wird die Pensionszusage auf den erdienten
Teilanspruch, den sog. past-service gek�rzt. Diese Hand-
lungsvariante bietet sich insbesondere dann an, wenn in der
Finanzierung der Pensionszusage große Deckungsl�cken
bestehen. Diesen Fall trifft man in der Praxis h�ufig dann an,
wenn bei Einrichtung der Zusage eine R�ckdeckungsversi-
cherung abgeschlossen wurde, die auf Basis der damaligen
Gewinndeklaration (Zinserwartung) den Kapitalwert der
Zusage (i.d.R. auf steuerrechtlicher Basis kalkuliert) abde-
cken sollte. Die Zusage des Musterfalls wurde 2010 einge-
richtet. Der Garantiezins der deutschen Lebensversicherer
betrug damals 4% (heute 0,9%) und es wurden Gesamtver-
zinsungen von 6–7% erzielt (heute 2–2,5%). Entsprechend
niedriger fallen die Versicherungswerte heute bzw. in Zu-
kunft aus. Gleichzeitig sind aber die Kapitalwerte der Pensi-
onszusagen seit dem Zeitpunkt der Zusageerteilung gestie-
gen: Abschmelzen des Rechnungszinssatzes durch BilMoG,
neue biometrische Wahrscheinlichkeiten mit der Folge stei-
gender Lebenserwartung (Richttafeln 2018 G).

Einfrieren auf den past-service zum 31.8.2019

Ein Verzicht oder Teilverzicht des GGF auf die Pensionszu-
sage f�hrt nach einer BFH-Entscheidung aus dem Jahr

Jahr Steuerbilanz Handelsbilanz

2018 201926 249338

2019 223307 331981

2020 246114 424293

2021 270445 536470

2022 296414 642444

2023 324146 754744
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19971 dazu, dass bei dem Gesellschafter-Gesch�ftsf�hrer
Eink�nfte aus nicht selbst�ndiger Arbeit in H�he des quanti-
fizierten (Teil-)Verzichts ausgel�st werden und dieser bei
der GmbH als verdeckte Einlage zu behandeln ist.

Der BFH geht davon aus, dass

– die Anwartschaft auf Leistungen der Altersversorgung
(Pensionszusage) einen einlagef�higen Wert (Wirt-
schaftsgut) darstellt und

– der Verzicht auf diesen Wert (Anwartschaft) eine Verf�-
gung �ber diesen darstellt, die zu einem Wertzufluss
beim Verzichtenden f�hrt.

Nach dem BMF-Schreiben vom 14.8.2012 ist ein Teilver-
zicht auf den noch nicht erdienten Teil der Zusage (future-
service) ohne negative steuerliche Konsequenzen f�r den
GGF m�glich. Die GmbH muss allerdings einen Teil der
R�ckstellung im Jahr der Umstellung nachversteuern (ggf.
Verrechnung mit Verlustvortrag). Ein weiterer Verzicht auf
Teile der schon erdienten Zusage (past-service) w�rde aber
zu einer verdeckten Einlage und zur Lohnversteuerung des
anteiligen Verzichts beim GGF f�hren.

2. Musterfall

Zum 31.8.2019 sind 37,15% der Zusage erdient (107 abge-
leistete Monate Zusagedauer im Verh�ltnis zu 288 Monaten
m�glicher Zusagedauer bis zur Altersgrenze 65 Jahre). Von
der zugsagten Altersrente in H�he von e 5000,– sind somit
e 1857,50 zum 31.8.2019 erdient. Auch die Anwartschaft
auf Witwenrente wird entsprechend gek�rzt.

Die bilanziellen Auswirkungen der K�rzung auf den past-
service sind nachfolgend dargestellt:

Die steuerliche R�ckstellung geht im Jahr der Neuordnung
der Zusage deutlich zur�ck, da nach Auffassung der Finanz-
verwaltung (OFD Hannover), der Teilwert auf Basis der ge-
k�rzten Versorgungsleistungen zu bewerten ist (Fiktion der
gek�rzten Zusage von Anbeginn). Handelsbilanziell wird
dagegen jeweils der Barwert der erdienten Anwartschaft be-
wertet, also der gleiche Bewertungsansatz im Jahr der Neu-
ordnung im Vergleich zur Bestandszusage. Erst in den Fol-
gejahren flachen die Zuf�hrungen deutlich ab, mit dem Er-
gebnis, dass die Zuw�chse auf dem Niveau der steuerlichen
Teilwerte liegen.

ImJahrderNeuordnungmussalsobeiEinfrierenaufdenpast-
service eine gewinnerh�hende Aufl�sung von e 116159,–
nachversteuert werden. Im Falle von bestehenden Verlust-

vortr�gen wird das h�ufig hingenommen, da ja gleichzei-
tig die Finanzierungsl�cke gegen�ber dem vorhandenen
R�ckdeckungsverm�gen verk�rzt oder vielleicht auch ge-
schlossenwird.

3. Umstellung des future-service auf
Kapitalzusage

In der folgenden Variante wird kein Verzicht auf den future-
service ausge�bt, es wird also angenommen, dass die Zusage
finanzierbar ist und bleibt. Denkbar w�re auch nur ein Teil-
verzicht des future-service bei gleichzeitiger Aufrechterhal-
tung eines Teils der k�nftigen Anwartschaften.

Der future-service (bzw. der gek�rzte Anteil) wird jetzt aber
als Kapitalzusage mit Auszahlungsoptionen Ratenzahlung
und/oder Verrentung gestaltet (die Verrentung erfolgt dann
aber mit Auslagerung des Langlebigkeitsrisikos, also versi-
cherungsf�rmig, z.B. �ber eine r�ckgedeckte Unterst�t-
zungskasse). Das Alterskapital wird als Barwert der zuge-
sagten Altersrente nach steuerrechtlichen Grunds�tzen im
Pensionsalter 65 ermittelt. Steuerrechtliche Grunds�tze be-
deutet Barwert gem. § 6a EStG, Richttafeln Heubeck 2018
G, Rechnungszins 6%. Das Hinterbliebenenkapital betr�gt
60% des Alterskapitals (f�llig bei Tod vor Erreichen der Al-
tersgrenze).

Die monatliche Altersrente des future-service betr�gt f�r die
Musterzusage e 3142,50 (5000,– –1857,50). Der steuer-
rechtliche Barwert ergibt sich dann zu e 489672,–
(AR*((12)axr65 + 0,6 * axrw65) = 12 * 3142,50 * (11,766 +
0,6 * 2,032)).

F�r diese Kapitalzusage (future-service) werden die R�ck-
stellungen im folgenden Tableau dargestellt (2. Zeile jeweils
Summe aus past- und future-service):

Die Summe aus Teil-Rentenzusage (past-service) und Kapi-
talzusage (future-service) f�hrt in den n�chsten 5 Jahren zu
fast gleich hohen steuerwirksamen Pensionsr�ckstellungen

Jahr Steuerbilanz Handelsbilanz

2018 201926 249338

2019 85767 330801

2020 94243 339743

2021 103239 348966

2022 112793 358483

2023 122945 368305

Jahr Steuerbilanz Handelsbilanz

2019 135132 5359

220899 336160

2020 149485 26124

243728 365867

2021 164868 52239

268107 401205

2022 181355 80520

294148 439003

2023 199038 110928

321983 479233

1 BFH, 9.6.1997 – GrS 1/94, BB 1998, 924.
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gem. § 6a EStG im Vergleich zur Bestandszusage auf
Rentenbasis. Gleichzeitig sinken die Erf�llungsbetr�ge in
der Handelsbilanz bis 2023 von e 754744,– auf e 479233,–
im Vergleich zur unver�nderten Bestandszusage (also um
e 275511,– oder 36,5%).

Im Ergebnis wird die Schere zwischen Steuer- und Handels-
bilanz deutlich geschlossen. Zinssenkungen wirken umso
st�rker, je l�nger der Diskontierungszeitraum ist. Bei Ren-
tenzusagen verl�ngert sich dieser Zeitraum gegen�ber der
Kapitalzusage um die voraussichtliche Rentenbezugsdauer,
also die Lebenserwartung des 65-j�hrigen Rentners zuz�g-
lich �bergang auf die Hinterbliebenenrente. Dies ist der
Grund f�r die teilweise Angleichung der handelsbilanziellen
R�ckstellungen an die steuerwirksamen Werte. Wenn
gleichzeitig auch noch der past-service auf Kapitalzusage
umgestellt wird (wiederum versicherungsmathematisch
wertgleich), ließe sich das bilanzielle Ergebnis weiter ver-
bessern.

4. Neuordnung des future-service
als beitragsorientierte Zusage

Im n�chsten Schritt wird die Kapitalzusage des future-ser-
vice nicht mehr als Leistungszusage (e 489672,– Alterska-
pital), sondern als beitragsorientierte Leistungszusage i.S.
von § 1 Abs. 2 Ziff. 1 BetrAVG gestaltet. Hierdurch n�hern
sich die Steuerbilanzwerte und die Erf�llungsbetr�ge in der
Handelsbilanz noch mehr an.

Das Alterskapital wird jetzt mit j�hrlichen Beitr�gen in
H�he von e 32645,– aufgebaut. Nach 15 Jahren ergibt sich
im Alter 65 wiederum ein Kapitalbetrag von e 489675,–
(Abweichung um e 3,– durch Rundungen). Im Todesfall
vor Erreichen der Altersgrenze wird dann jeweils die auf-
gelaufene Beitragssumme als Hinterbliebenenleistung ge-
w�hrt.

Wird nun die Zusage als wertpapiergebundene Pensionszu-
sage gestaltet, d.h. der arbeitsrechtliche Verpflichtungsum-
fang wird zu jedem Zeitpunkt auf den Wert des Planverm�-
gens/R�ckdeckungsverm�gens (z.B. Wertpapiere oder
R�ckdeckungsversicherung) abgestellt, ergibt sich der han-
delsbilanzielle Wertansatz grunds�tzlich mit dem Zeitwert
des R�ckdeckungsverm�gens, und somit unabh�ngig von
der Entwicklung des Rechnungszinses.

Werden die Wertpapiere auch noch zugriffsfrei ausgelagert
(Pfandrecht, Treuhand), so werden Aktiv- und Passivwert
(beide in H�he des gleichen Betrages) saldiert. Im Ergebnis
erscheint in der Bilanz weder ein Aktiv- noch ein Passivpos-
ten, die Bilanz wird also von den Pensionsr�ckstellungen
entlastet.

Unabh�ngig von dem Entfall einer Pensionsr�ckstellung in
der Handelsbilanz ist die unmittelbare Pensionszusage steu-
errechtlich mit ihrem Teilwert gem. § 6a EStG zu bewerten
und wirkt somit gewinnmindernd.

Die Ergebnisse f�r die R�ckstellungsverl�ufe werden in
dem folgenden Tableau dargestellt (1. Zeile future-service,
2. Zeile wiederum Summe aus past- und future-service).

Wertpapiergebunde Pensionszusagen k�nnen sowohl als Ar-
beitgeber-Zusagen als auch im Wege der Entgeltumwand-
lung eingerichtet werden.2

Bei einer Wertpapieranlage (Investmentfonds) ergeben sich
zus�tzliche Steuervorteile nach dem Investmentsteuerre-
formgesetz. Die Kursgewinne werden bei einer wertpapier-
gebundenen Zusage zur Leistungserh�hung verwendet (der
Verpflichtungsumfang entspricht im Versorgungsfall jeweils
dem Wert des R�ckdeckungsverm�gens). Da einerseits ein
großer Teil der Kursgewinne steuerfrei bleibt, andererseits
aber die Auszahlung der Versorgungsleistung an den Versor-
gungsberechtigten in voller H�he, also zu 100% eine steuer-
wirksame Betriebsausgabe darstellt, ergibt sich hieraus ein
weiterer betriebswirtschaftlicher Vorteil f�r das Unterneh-
men.

V. Exkurs: Pfandrecht und Treuhandl�sung

Der gesetzliche Insolvenzschutz (§§ 7–15 BetrAVG) bietet
umfassenden Schutz f�r Versorgungsanspr�che und -an-
wartschaften vor dem Insolvenzrisiko des Arbeitgebers. Der
gesetzliche Insolvenzschutz hat aber Grenzen, dies gilt ins-
besondere f�r Pensionszusagen an Arbeitnehmer, die nicht
dem Schutzzweck des Betriebsrentengesetzes unterliegen.
Dies trifft z.B. f�r beherrschende gesch�ftsf�hrende Gesell-
schafter von Kapitalgesellschaften zu.

Dar�ber hinaus unterliegen Versorgungsanwartschaften, f�r
die die gesetzlichen Unverfallbarkeitsfristen noch nicht er-
f�llt sind (5 Jahre Zusagedauer und Alter 25 bzw. f�r Zusa-
getermine ab 2018 3 Jahre Zusagedauer, Alter 21) und ins-
besondere Anspr�che oberhalb der Leistungsgrenzen (Drei-
fache Bezugsgr�ße § 18 SGB IV, e 9345,– West bzw.
e 8610,– Ost monatliche Rentenwerte im Jahre 2019) nicht
der gesetzlichen Insolvenzsicherung.

In diesen F�llen kann die Insolvenzsicherung der betriebli-
chen Altersversorgung nur privatrechtlich, also durch ent-

Jahr Steuerbilanz Handelsbilanz

2019 138988 –

224755 330801

2020 153666 –

247909 339743

2021 169349 –

272588 348966

2022 186115 –

298908 358483

2023 204047 –

326992 368305

2 Ausf�hrlich Lutz, StB 2018, 99–101.
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sprechende vertragliche Vereinbarungen, erfolgen. Insbe-
sondere f�r unmittelbare Pensionszusagen zu Gunsten von
beherrschenden GGF stellt sich die Problematik der privat-
rechtlichen Insolvenzsicherung. H�ufig schließt der Arbeit-
geber zur Finanzierung der Pensionszusage eine R�ckde-
ckungsversicherung auf das Leben des Versorgungsberech-
tigten ab.

Mit dem Abschluss der Versicherung wird aber noch keine
Insolvenzsicherung der Pensionszusage erreicht, da die
R�ckdeckungsversicherung in das Verm�gen des Unterneh-
mens f�llt (die Bezugsberechtigung liegt beim Arbeitgeber).

In der Praxis erfolgt die Insolvenzsicherung in der Form,
dass das Unternehmern den Versorgungsberechtigten (Ar-
beitnehmer und Beg�nstigte im Todesfall) ein Pfandrecht an
der R�ckdeckungsversicherung einr�umt. Aufgrund der Ak-
zessoriet�t des Pfandrechts (nachrangiges Recht, das Haupt-
recht stellt die Pensionszusage dar) besteht maximal ein
Recht an der R�ckdeckungsversicherung in H�he der ar-
beitsrechtlichen Verpflichtung (z.B. ratierlich erdiente An-
wartschaft in der Aktivit�tsphase).

Wird nun der Pensionsverpflichtete (Unternehmen) insol-
vent, so hat der Gl�ubiger (Versorgungsberechtigter) dank
des Pfandrechts ein Absonderungsrecht nach § 50 InsO. Der
Insolvenzverwalter darf die R�ckdeckungsversicherung also
nicht zur Insolvenzmasse heranziehen, sondern er muss
diese zu Gunsten der Pfandgl�ubiger absondern.

Die Forderung aus der Pensionszusage ist aber erst dann
f�llig, wenn der Versorgungsfall eingetreten ist. Vor Eintritt
des Versorgungsfalls ist somit noch keine Pfandreife gege-
ben. Der Insolvenzverwalter darf im Insolvenzfall aber –
trotz fehlender Pfandreife – �ber das verpf�ndete Recht
nicht frei verf�gen und die Versicherung zur Masse heran-
ziehen.

Nach dem BGH-Urteil vom 7.4.2005 – IXZR 138/04 – darf
der Insolvenzverwalter die verpf�ndete R�ckdeckungsversi-
cherung zwar k�ndigen, den Erl�s aus der Ver�ußerung
muss er aber auf Grund des bestehenden Pfandrechts bis
zum Eintritt des Versorgungsfalls hinterlegen (maximal bis
zur H�he der zu sichernden Forderung). Von diesem Erl�s
aus dem R�ckkauf der Versicherung k�nnte der Insolvenz-
verwalter 9% als Kostenpauschale abziehen, so dass nur
91% des eingezogenen R�ckkaufwertes f�r die betriebliche
Pensionszusage verbleiben. Außerdem besteht nach R�ck-
kauf der Versicherung auch kein Risikoschutz (Berufsunf�-
higkeit, Tod) mehr, hieraus k�nnte sich auch eine Haftungs-
problematik f�r den Insolvenzverwalter ergeben. Analog
k�nnte auch bei Liquidation eines Wertpapierverm�gens die
Geb�hr in H�he von 9% vom Insolvenzverwalter einbehal-
ten werden.

Die Qualit�t der Absicherung kann aber deutlich durch die
Auslagerung auf eine Treuhand erh�ht werden.

Treuhandmodelle zur bilanziellen Auslagerung und Insol-
venzsicherung von betrieblichen Versorgungsverpflichtun-
gen werden kurz CTA (Contractual Trust Arrangement)
genannt. Kennzeichnend f�r einen CTA sind zwei Treuhand-
abreden, n�mlich die Verwaltungstreuhand und die Siche-
rungstreuhand (sog. doppelseitige Treuhand).

Die Verwaltungstreuhand regelt die Bedingungen zur �ber-
tragung des Planverm�gens und die Verm�gensverwaltung
und -anlage (Anlagerichtlinien, Weisungsrecht des Arbeit-
gebers gegen�ber dem Treuh�nder etc.). Außerdem werden
die Bedingungen f�r die R�ck�bertragung des Treuhandver-
m�gens festgelegt.

�ber die Sicherungstreuhand hat der Versorgungsberech-
tigte im Insolvenzfall des Unternehmens ein eigenst�ndiges
Forderungsrecht gegen�ber dem Treuh�nder. Außerdem
regelt die Sicherungstreuhand ausdr�cklich, dass das Treu-
handverm�gen ausschließlich der Sicherung der Versor-
gungsanspr�che dienen soll. D.h. auch der Insolvenzverwal-
ter hat grunds�tzlich keinen Zugriff auf das R�ckdeckungs-
verm�gen.

Inzwischen haben sich neutrale Gruppentreuhandmodelle
am Markt etabliert, die mit fast allen Kapitalanlagegesell-
schaften zusammenarbeiten k�nnen. Hiermit ist auch der
Vorteil verbunden, dass bestehende R�ckdeckungsverm�-
gen wie R�ckdeckungsversicherungen oder Wertpapierde-
pots �bertragen werden k�nnen. Außerdem besteht dann f�r
die k�nftige Ausgestaltung der Kapitalanlage und Ausfinan-
zierung bestehender Deckungsl�cken eine gr�ßere Flexibili-
t�t.

Die M�glichkeit der flexiblen Ausfinanzierung einschließ-
lich der handelsbilanziellen Saldierung kann eine liquidi-
t�tsschonende Alternative zur Auslagerung auf einen Pensi-
onsfonds sein. Die Optionen zur sp�teren Auslagerung auf
den Pensionsfonds beim Ausscheiden, Rentenbeginn bzw.
Verkauf des Unternehmens oder zur �bertragung auf die Li-
quidations-Direktversicherung bei Einstellung der T�tigkeit
bleiben in diesem Fall erhalten.
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